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Länderbericht 2005/6  zur gemeinsamen Erziehung und
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Ausführliche Darstellung der Entwicklungen  zum Gemeinsamen Unterricht und sonderpädagogischer Förderung in Schleswig-Holstein können den Webseiten Länderbericht 2000  (http://bidok.uibk.ac.at/library/hausotter-laenderbericht.html) sowie Sonderpädagogik Schleswig-Holstein  (http://www.foerderzentren.lernnetz.de/aktuelles.php) entnommen werden.
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Bildungspolitische Tendenzen hinsichtlich des gemeinsamen Unterrichts

Unter gemeinsamem Unterricht wird der Unterricht aller Schülerinnen und Schüler verstanden, unabhängig von ihrem Förderbedarf.

Einführung der Gemeinschaftsschule

Im Koalitionsvertrag der großen Koalition ist die Konzeption der Gemeinschaftsschule vorgesehen. Es heißt: „Die Koalitionspartner gehen für die Dauer der 16. Legislaturperiode von der Beibehaltung und  Weiterentwicklung des gegliederten Schulsystems aus. Darüber  hinaus kann es ein Nebeneinander von Schulen des gegliederten Schulwesens und Gemeinschaftsschulen geben. Dabei muss die Wahlfreiheit der Eltern bestehen bleiben.“

Eine Gemeinschaftsschule entsteht auf Antrag eines oder mehrerer Schulträger vor allem durch eine organisatorische Verbindung bestehender Schulen auf der Grundlage eines gemeinsamen pädagogischen Konzepts der Schulen. Die betroffenen Schulen werden im Wege einer Anhörung an der Entscheidungsfindung der Schulträger beteiligt. 

Die Gemeinschaftsschule bildet dann den Rahmen für die pädagogische Weiterentwicklung von Schulen der Sekundarstufe I des gegliederten Schulsystems und von Gesamtschulen; sie realisiert die drei Abschlussniveaus der Schulen der Sekundarstufe I (Hauptschulabschluss, Mittlerer Abschluss, Übergang in die gymnasiale Oberstufe) in einem gemeinsamen Bildungsgang.

Übergangsweise können sich Gemeinschaftsschulen auch auf die Realisierung des Hauptschulabschlusses und des Mittleren Abschlusses konzentrieren.

In den Jahrgangsstufen 5 und 6 findet gemeinsamer Unterricht statt. Ab Jahrgangsstufe 7 können Schritt für Schritt unterschiedliche Formen der  Differenzierung praktiziert und neue Formen und Angebote längeren gemeinsamen Lernens bis Klasse 10 entwickelt werden. Sofern zunächst weiterhin Bildungsgänge in Anlehnung an das traditionelle gegliederte Schulwesen ausgewiesen werden, treten diese Bildungsgänge in ein enges Kooperationsverhältnis ein; ein quantitativ und qualitativ bedeutsamer Anteil des Unterrichts erfolgt schulartübergreifend. 

Die nach den Rahmenvorgaben der KMK erforderlichen abschlussbezogenen Ausprägungen werden im Verlauf des Bildungsgangs gewährleistet. Die Gemeinschaftsschulen unterliegen den gleichen Leistungsanforderungen wie die Schulen des gegliederten Schulwesens. Es finden zentrale Abschlussprüfungen statt.

Der Unterricht wird in der Gemeinschaftsschule von Lehrkräften mit Lehrbefähigungen für alle Schularten der Sekundarstufe I erteilt. Die Schulleiterin/der Schulleiter arbeitet mit weiteren Leitungskräften in einem Schulleitungsteam.

Die durchschnittliche Jahrgangsgröße sollte in der Regel 70 Schülerinnen und Schüler nicht unterschreiten. Gemeinschaftsschulen sollen grundsätzlich als offene Ganztagsschulen eingerichtet werden.

Die Einbeziehung von Grundschulen in das Gemeinschaftsschulkonzept ist wünschenswert, ebenso wie die enge Kooperation mit Förderzentren. Die Anbindung einer gymnasialen Oberstufe ist je nach regionaler Situation möglich.

Im Konzept einer Gemeinschaftsschule ist zu beschreiben,  

· in welchen Schritten neue Formen längeren gemeinsamen Lernens über die Jahrgangsstufen 5 und 6 hinaus bis Jahrgangsstufe 10 realisiert werden sollen,

· wie die im Hinblick auf die unterschiedlichen Schulabschlüsse erforderliche innere und äußere Differenzierung erfolgen soll und

· welche Formen der Leistungsbeurteilung zur Anwendung kommen sollen. 

Schulen auf dem Weg zur Gemeinschaftsschule erhalten eine gezielte Beratung und Fortbildung sowie über einen längeren Zeitraum eine intensive fachliche Begleitung durch Schulaufsicht und das Institut für Qualitätsentwicklung an Schulen in Schleswig-Holstein.

Wie alle anderen Schularten werden die Gemeinschaftsschulen unterstützt durch Förderzentren.

Alle Sonderschulen werden in Förderzentren umbenannt

Die Sonderschulen werden in der für August 2007 vorgesehenen Schulgesetznovelle in Förderzentren umbenannt. Das Wort „Sonderschulen“ entfällt.

Ihr Auftrag besteht darin, Prävention und Integration im vorschulischen Bereich und in allen allgemeinbildenden Schulen zu leisten und Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf im eigenen Haus zu unterrichten, sofern dort noch Schülerinnen und Schüler sind. 

Die Förderzentren sind in zwei Bereichen tätig:

· Zum einen sollen sie die Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf in allen allgemein bildenden Schulen unterstützen und fördern, ihre Eltern und Lehrkräfte beraten und mit den institutionellen Partnern zusammen arbeiten,

· zum anderen sollen sie ihr Know-how zur Verfügung stellen, so dass die allgemein bildenden Schulen immer mehr selbst in der Lage sein werden, präventiv zu fördern, damit wo möglich, kein sonderpädagogischer Förderbedarf entsteht oder dieser gemildert wird.


Vorschulische Sprachförderung

Vor 10 Jahren hat Schleswig-Holstein damit begonnen zu erproben, ob es gelingen könnte, durch Prävention die Beschulung in Sprachheilklassen zu verringern. Hierzu wurden die Lehrkräfte der Sprachheilgrundschule Neumünster anstatt in den oberen Klassen in Kindertagesstätten eingesetzt. Die Erzieherinnen der Kitas wurden von diesen in allgemeiner Sprachförderung fortgebildet und waren dann in der Lage, zu erkennen, ob ein Kind Sprachheilförderung benötigt. Die Sprachheillehrkraft konnte auf diese Weise rechtzeitig tätig werden und die Sprachstörung in aller Regel vor Schuleintritt beheben helfen. Inzwischen sind alle Sprachheillehrkräfte in Neumünster in Kitas tätig. Die Sprachheilgrundschule konnte geschlossen werden, denn die wenigen Kinder, die noch zu Schulbeginn gravierende Sprachprobleme aufweisen, werden integrativ unterrichtet. Dieses System wurde auf alle Kreise des Landes übertragen und aktuell für die gesamte Vorschulische Sprachförderung nutzbar gemacht. Die positiven Erfahrungen dieser Form der Prävention führen  dazu, das ganze System der Förderung umzustellen. 

Als wichtiges bildungspolitisches Vorhaben der Landesregierung in der Legislaturperiode 2005 bis 2010 wird die Vorschulische Sprachförderung betrachtet. In einem 27 Mio Programm werden sukzessive in allen Kitas Erzieherinnen/Erzieher durch Sprachheillehrkräfte der Förderzentren in allgemeiner Sprachförderung fortgebildet (ein Jahr lang jeden Monat einen Tag), sie sind dann in der Lage, allgemeine Sprachförderung einschließlich des Bereichs phonologische Bewusstheit zu vermitteln und zu erkennen, und inwieweit die Sprachheillehrkraft des Förderzentrums einzelne Kinder fördern muss. Darüber hinaus erhalten Kinder, die vorschulisch Förderung in Deutsch als Zweitsprache benötigen in der Kita bzw. Kinder, die keine Kita besucht haben in der Grundschule im letzten halben Jahr vor Schulbeginn eine Sprachintensiv- (SPRINT)- Maßnahme, zwei Stunden täglich in kleinen Gruppen durch DaZ-Lehrkräfte oder ausgebildete Erzieher/Erzieherinnen. Diese Förderung soll schrittweise auch ausgedehnt werden auf deutsche Kinder aus spracharmen Milieus.
Gesetzliche Regelungen und Verordnungen 

Das schleswig-holsteinische Schulgesetz wird umfassend novelliert und soll 2007 in neuer Fassung in Kraft treten. Novellierung des Schulgesetzes; http://www.lernnetz-sh.de/index.php?id=1566  Diese Schulgesetzänderung umfasst die folgenden vier zentralen Bereiche:

1. Weiterentwicklung der Schulentwicklungsplanung, Reform der Schulträgerschaft und neuer Schullastenausgleich 

2. Weiterentwicklung der beruflichen Bildung, Aufbau Regionaler Berufsbildungszentren (RBZ) 

3. Reform der gymnasialen Oberstufe und Verkürzung der Schulzeit am Gymnasium 

4. Weiterentwicklung des allgemein bildenden Schulwesens in Schleswig-Holstein und Einführung der Gemeinschaftsschule

Elementarbereich

Die Kindertagesstätten sind im Zuständigkeitsbereich des Bildungsressorts. Das neue Kitagesetz ist ebenfalls in Arbeit.

Im Rahmen der Schulgesetznovelle gilt ein Ziel der Verstärkung der frühen Förderung in Kindertageseinrichtungen und Grundschulen. Die Frühe Förderung der Kinder vor und in der Grundschule soll weiter ausgebaut und verbessert werden. Für die vorschulische Förderung meint dies u. a. die Stärkung des Bildungsauftrages der Kitas sowie den Aufbau der vorschulischen Sprachförderung. Der Übergang von der Kita zur Grundschule soll in enger Abstimmung und durch intensive Zusammenarbeit gestaltet werden.

Primar- und Sekundarbereich

2002 trat sowohl die Verordnung für Sonderpädagogische Förderung SoFVO in Kraft, als auch der neue Lehrplan Sonderpädagogische Förderung. Beide Instrumente sichern die integrative Förderung als vorrangig ab und beschreiben die Rahmenbedingungen. 

Die SoFVO regelt in 11 Paragrafen die im Schulgesetz verankerten Vorschriften für die Förderung von Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf im Gemeinsamen Unterricht, die an einer allgemeinbildenden  oder berufsbildenden Schule unterrichtet werden oder eine Sonderschule besuchen. In der Gesamtheit betrachtet und angewandt soll die SoFVO dazu beitragen, die Förderung von Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf sicherzustellen, indem individuelle Stärken und Schwächen der Schülerinnen und Schüler identifiziert und gefördert werden können. “Im Regelfall sollen alle Schülerinnen und Schüler unabhängig von ihrer Behinderung oder chronischen Krankheit an ‚Gemeinsamen Unterricht’ bzw.  integrativem Unterricht teilnehmen...“ ( § 1 Abs.2 SoFVO / Erläuterungen ).

Im Lehrplan wurde der Sonderpädagogische Förderplan verankert und, dass der allgemeine Lehrplan für alle Schülerinnen und Schüler gilt, jedoch bei Bedarf individuell modifiziert werden kann und unabhängig vom Förderort gilt. Im neuen Lehrplan sind daher keine Aussagen zu Fächern getroffen sondern zu den Förderschwerpunkten, einschließlich des Schwerpunktes Autismus. 

Der Erlass über Nachteilsausgleich gilt für alle zielgleich unterrichteten Schülerinnen und Schüler und wird im Förderplan bzw. Lernplan angewendet.

2003 wurden per Erlass Lernpläne an allen allgemeinbildenden Schulen eingeführt, zunächst in den Klassen 4 bis 6, mittlerweile auch in den anderen Klassen. Der Lernplan ist für Schülerinnen und Schüler mit Schulschwierigkeiten bzw. mit besonderen Begabungen zu erstellen. Es werden gemeinsam mit Schüler/Schülerin, Lehrkräften und Eltern Förderziele gesetzt und deren Erreichung überprüft.

Die Lernpläne dienen als Instrument der pädagogischen Diagnostik und der individuellen Förderung, sie sind Teil der Qualitätsentwicklung an Schulen. Mit der Lernplanarbeit wird angestrebt, die Unterrichtswirksamkeit für jeden Einzelnen individuell zu erhöhen. 

Durch die Arbeit mit Lernplänen soll eine frühzeitige Wahrnehmung und Bearbeitung von Lernproblemen erfolgen. Dadurch soll unter anderem die in Schleswig-Holstein sehr hohe Zahl von Klassenwiederholungen reduziert werden, soll Schulartwechsel, insbesondere nach der Orientierungsstufe, vermieden werden.

Ausgehend vom aktuellen Stand der Lernentwicklung des Kindes beschreibt der Lernplan Ziele und Maßnahmen sowie Verabredungen zwischen den Beteiligten zur Verbesserung seines Lern- und Entwicklungsstandes. Der Lernplan hilft, das jeweilige Lerngebot auf das einzelne Kind abzustimmen. Er zeigt kurz-, mittel- und langfristige Lernperspektiven auf und macht Lernerfolge und Entwicklungsschritte sichtbar.

In Schleswig-Holstein wurde die offene Ganztagsschule eingeführt, mittlerweile sind es 250 Schulen, ca. 20% aller Schulen, die nach den Kriterien der KMK als offene Ganztagsschule arbeiten. Als Unterstützung fungiert eine Service Agentur beim IQSH http://www.sh.ganztaegig-lernen.de.

In der beabsichtigten Schulgesetznovelle wird für die Hauptschule eine flexible Übergangsphase eingeführt, die Schülerinnen und Schüler aus Haupt- und Förderschulen in zwei oder drei Jahren durchlaufen können. Ziel ist durch vermehrte Praxisanteile Motivation zu steigern und nach Möglichkeit den Hauptschulabschluss zu erreichen.

Quantitative Entwicklung (Integrationsquote und Angaben zu relevanten Förderbereichen)

Im laufenden Schuljahr werden rund 5.500 Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf integrativ unterrichtet, das sind 33% aller Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf. Die Quote der Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischen Förderbedarf  an allen Schulen in den Klassen 1 - 10 aller Schularten beträgt 5,4% und liegt damit im Bundesdurchschnitt. Diese Quote ist in SH als einzigem Bundesland in den letzten 10 Jahren gleich geblieben, da sich die Quote der integrativ beschulten Schülerinnen und Schüler jährlich leicht gesteigert hat, sinkt die Quote der Schülerinnen und Schüler in Sonderschulen im gleichen Maße.

Qualitätsdiskussion

In Schleswig-Holstein wurde 2003 ein Schul Tüv (Externe schulische Evaluation im Team EVIT) eingeführt Alle Schulen erhalten systematische Rückmeldungen zu ihren Bildungsergebnissen und zum Stand der Unterrichtsentwicklung durch Vergleichsarbeiten in den Klassen 3,6,8 bzw.9 und durch Besuche des Schul Tüv alle vier Jahre. Das EVIT Team setzt sich zusammen aus einer Schulrätin/einem Schulrat, einem Mitglied des IQSH und einem kritischen Freund.

Die Aus- und Fortbildung der Lehrkräfte soll so gestaltet werden, dass Lehrkräfte die Methoden und Fähigkeiten für individuelle Förderung und bessere Diagnostik der einzelnen Kinder und Jugendlichen erhalten. Lehrkräfte werden im Rahmen der schulinternen Fortbildungsplanung zur Dokumentation ihrer Fortbildungen verpflichtet werden.

Jede Schule wird  verpflichtet, ein Förderkonzept zu entwickeln und durch Beschlüsse aller Gremien verbindlich zu machen. Elemente dieses Förderkonzeptes sollten sein: 
· Arbeit mit Lernplänen vorrangig für leistungsstarke und –schwache Schülerinnen und Schüler mit besonderem Förderbedarf in allen Jahrgangsstufen bis zum Ende der Sekundarstufe I in allen Schularten

· Aktive Mitarbeit der Eltern

· Ein Methodenkonzept, das alle Fächer und Jahrgangsstufen mit einbezieht

· Zeitlich begrenzte Hilfen, um konkrete Lernprobleme zu überwinden

· Zusammenarbeit mit Förderzentren, dem schulpsychologischen Dienst und der Nutzung von Fortbildungsangeboten.

Um diese veränderte Unterrichtsstruktur zu unterstützen, ist geplant, die Kontingentstundenstafel als Instrument zur Flexibilisierung der Unterrichtsorganisation einzuführen. Die für die einzelnen Fächer vorgesehenen Stunden werden dann nicht mehr je Jahrgangsstufe ausgewiesen, sondern bezogen auf die gesamte Grundschule, die Orientierungsstufe bzw. auf die Mittelstufe. Ziel ist es, den Schulen somit mehr pädagogischen Gestaltungsspielraum zu gewähren. Aus diese Weise kann eine Schule beispielsweise ein Fach pro Jahrgang mit mehr oder weniger Stunden ansetzen, ein Fach geblockt an einem Stück unterrichten  sowie Fachtage und Projekte anbieten.
Vergleichsarbeiten/Abschlüsse

In den Grundschulen werden ab Klasse 4 Vergleichsarbeiten (VERA) geschrieben, zukünftig in Klasse 3. In der Hauptschule werden derzeit abschließende Leistungsnachweise in Deutsch, Mathematik schriftlich und in Englisch mündlich verlangt. Darüber hinaus gibt es eine themenorientierte Projektarbeit, die in Gruppen erstellt wird. In den Realschulen gibt es seit Jahren Abschlussprüfungen. In allen Schularten der SEK I werden demnächst zentrale Abschlussprüfungen eingeführt. Hierbei ist noch zu klären, in welcher Form Nachteilsausgleich zu gewähren ist. Zentrale Abschlussprüfungen sind für Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf im Förderschwerpunkt Lernen und Geistige Entwicklung nicht verpflichtend vorgesehen.

Lehrer/innenaus- und Fortbildung

Das Institut für Praxis und Theorie der Schule Schleswig- Holstein (IPTS) wurde nach einem Um- und Neustrukturierungsprozess in das Institut für Qualitätsentwicklung an Schulen – Schleswig-Holstein (IQSH) umgewandelt.

Die Hauptaufgabe des IQSH ist es im Auftrag des Bildungsministeriums, Dienstleistungen für alle an Schule Tätigen und alle für Schule Verantwortlichen in Schleswig-Holstein zu erbringen. 

Das IQSH wendet sich mit seinen Beratungs-, Qualifizierungs- und Unterstützungsangeboten an Lehrkräfte, Lehrkräfte in Ausbildung (Lehramtsanwärterinnen und -anwärter), Schulleiterinnen und Schulleiter sowie die Schulaufsicht in Schleswig-Holstein. Außerdem gehören Eltern und ihre Vertretungen, Schülerinnen und Schüler und ihre Vertretungen und Erzieherinnen und Erzieher zu den Zielgruppen. Das Organigramm des IQSH strukturiert sich in die Bereiche Qualitätsagentur, Schulentwicklung, Fort- und Weiterbildung, Ausbildung und Qualifizierung, IT-Dientse. sowie Verwaltung, Controlling. Zudem gibt das IQSH Veröffentlichungen zu aktuellen Fragen von Unterricht und Schule heraus. http://www.iqsh.de/
Zukünftige Herausforderungen des Instituts werden gesehen in:

· Neue Team- und Führungsstruktur

· Kooperation mit Hamburg

· Verzahnung von Theorie und Praxis

· BAMA – Vorbereitungsdienst
· Unterstützung von Schulen mit hohen Belastungen
· Weiterentwicklung der Externen Evaluation im Team (EVIT) – Einrichtung einer zentralen Koordinierungsstelle

· VERA- Vergleichsarbeiten zur Überprüfung der Bildungsstandards - Entwicklung, Vorbereitung und Auswertung

· Entwicklung zentraler Abschlussprüfungen

· Konzeptionelle Vorbereitung für die Entwicklung von Schulportraits
Seit dem 1. August 2004 gilt eine neue Ausbildung- und Prüfungsordnung (OVP).

Allgemeine Ausbildungsstandards bilden die Grundlage der Ausbildung:
· Planung, Durchführung und Evaluation von Unterricht
· Mitgestaltung und Entwicklung von Schule
· Erziehung und Beratung
· Selbstmanagement
· Bildungs- und Erziehungseffekte
 Das IQSH bildet gemeinsam mit den Ausbildungsschulen Lehramtsanwärterinnen und Lehramtsanwärter aus. Es gilt ein duales Ausbildungsprinzip, in dem zum einen der Ausbildungsort Schule zum anderen das IQSH verantwortlich sind. Grundlage bieten verbindliche Ausbildungsstandards

 Im Rahmen der sonderpädagogischen Ausbildung im Ausbildungsort Schule sind die LiA grundsätzlich in zwei der drei sonderpädagogischen Aufgabenfelder einzusetzen: Sonderschule, präventive Arbeit, Gemeinsamer Unterricht.

Die Ausbildung durch das IQSH umfasst 360 Modulstunden, die sich in Pflicht- und Wahlmodule in den Fachrichtungen, den Fächern und fachrichtungsübergreifende Module aufgliedern.

Mit dem Portfolio weist die Lehrkraft in Ausbildung die Teilnahme an Pflicht- und

Wahlmodulen nach und dokumentiert die Ergebnisse der eigenen Arbeit. Außerdem informiert sie im Portfolio durch auswertende Berichte über ihre Entwicklung sowohl des Lehrens wie des Lernens. Das Portfolio bietet der Lehrkraft in Ausbildung die Möglichkeit der Selbstdarstellung (Prozessorientierung).
Die allgemeinen Ausbildungsstandards sowie die fachspezifischen oder

fachrichtungsspezifischen Standards stellen den Orientierungsrahmen für die geforderte

Reflexion und die jeweils notwendige Evaluation dar.
Die BIS (Beratungsstelle für Integration in der Schule) im IQSH ist neben ihrem integrativen Beratungsauftrag in fast allen Bereichen des IQSH Auftrages zur Qualitätsentwicklung an Schulen beteiligt, so zum Beispiel mit der Beratungsstelle für schulische Unterstützung von Schülerinnen und Schülern mit autistischem Verhalten, der European Agency for Development in Special Needs Education, in der Serviceagentur ganztägig lernen, bei EVIT, 
in Fördernetzwerke benachteiligter Jugendlicher (FÖN), Fort- und Ausbildung u.a.

BIS- Beratungsstelle für Integration; (http://sonderpaedagogik.lernnetz.de/bis/index.htm )
Veröffentlichungen/Links

Über die Website des schleswig-holsteinischen Bildungsservers http://www.lernnetz-sh.de können
· Detaillierte Informationen zu einzelnen Punkten dieses Länderberichts,

· aktuelle Erlasse und Verordnungen des Landes Schleswig-Holstein,

· Broschüren zu aktuellen Bildungsthemen,

· Handreichungen und Leitfäden zu ausgewählten inhaltlichen Schwerpunkten 

· Aktuelle Presseberichte

· …

abgerufen werden.

 Auf der Website der European Agency for Development in Special Needs Education-EA

http://www.european-agency.org/  werden sämtliche aktuelle Publikationen der EA sowie die regelmäßig veröffentlichten Euro News zum kostenlosen Herunterladen angeboten, meist auch in deutscher Übersetzung.
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